
Neun Punkte zum Tarifabschluss der EVG
mit der DB

Statement der Vernetzung für kämpferische Eisenbahner:innen, 17. September 2023, ursprünglich
veröffentlicht auf https://bahnvernetzung.de/, Infomail 1232, 20. September 2023

Dieser Text ist das Produkt einer gemeinsamen Diskussion von Bahnbeschäftigten aus EVG und
GDL.

1. Forderungen – nicht erfüllt

Mindestens 650 Euro in die Tabelle (für Nachwuchskräfte die Hälfte), ein Jahr Laufzeit waren
gefordert. Heraus kam eine steuerfreie Einmalzahlung von 2850 Euro, genannt Inflationsprämie, im
Oktober 2023 sowie eine Erhöhung von 410 Euro (Nachwuchskräfte erhalten jeweils die Hälfte) in
zwei Schritten. Laufzeit: 25 Monate – satzungswidrig!

Natürlich wurde das Ganze damit begründet, dass man ja nie das bekommt, was gefordert wird. Mit
dieser Einstellung kann hohen und berechtigten Erwartungen, die der Inflation entsprechen,
natürlich nicht gerecht werden. Warum führen wir Tarifauseinandersetzungen nicht eskalativ? Ein
„Sozialpartner“, der Verhandlungen einfach so verlässt, hat neben Streik keine andere Antwort
verdient, außer, dass wir dann eine noch höhere Forderung stellen, wir den Preis nach oben treiben.

Bei allem Negativen, etwas Positives: Immerhin kriegen jetzt in einem Staatsunternehmen (!) alle
den Mindestlohn ohne irgendwelche Zuschläge und Schönrechnereinen durch den Konzern. Für die
niedrigsten Lohngruppen sprang mitunter ordentlich was raus (teilweise weit über 20 %). Aber
selbst das blieb unter den Forderungen und hört sich, angesichts der bisherigen Einkommen besser
an als es ist. Bei Lidl wird ja auch nicht mit Prozenten gezahlt, somit kann mehr trotzdem noch zu
wenig sein. Die Erhöhungen für die unteren Lohngruppen haben etliche Kolleg:innen dazu bewogen,
mit JA zu stimmen. Wir respektieren das, aber wir halten angesichts des insgesamt schlechten
Abschlusses daran fest, dass das NEIN die richtige Antwort gewesen wäre.

2. Gespaltene Tabelle, gespaltene Belegschaft

Für manche hält der neue Tarifvertrag zudem eine dritte tabellenwirksame Erhöhung zum März
2025 bereit, für manche eben nicht. Der Blick in die Tabelle lässt zum Teil an Willkür erinnern. In
der Lohngruppe 355 (die höchste für Fahrdienstleiter:innen) gibt’s auch bei neun Jahren
Betriebszugehörigkeit keine dritte Erhöhung. So halten wir natürlich kein Personal im direkten
Bahnbetrieb, und das ist unabdingbar, wenn wir das mit der Verkehrswende und guten
Arbeitsbedingungen ernst meinen … für Martin Seiler hingegen darf diese nur möglichst wenig
kosten!

Die Funktionsgruppen 2 und 6 bekamen statt einer dritten Erhöhung nur das Versprechen, dass für
sie 2025 nachgezogen werden soll. Die Funktionsgruppe 4 (Lokführer:innen) wurde mit der
Begründung ausgeklammert, dass auf sie angeglichen worden sei. Ein Blick in die Tabelle offenbart,
dass das so nicht hinkommt. Es kommt der Verdacht auf, als wären die Lokführer:innen von der EVG
aufgegeben worden, die meisten von ihnen fallen bei der DB unter einen Tarifvertrag der GDL.

Das Ganze war ein natürlich ein rechtlich unveränderbarer Schlichterspruch – schön und gut. Doch
warum stimmte der Bundesvorstand dem mehrheitlich zu? Dass es auch anders gegangen wären
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zeigten die Vertreter:innen der Jugend und die anderen, die hier gegen gehalten haben! Der BuVo
hätte das üble Spiel der Bahn AG nicht mitmachen müssen!

So bleibt, dass 52 % den Schlichterspruch annahmen – immerhin eine formal demokratische
Mehrheit. Die Wahlbeteiligung war zudem bedenklich niedrig.

48 % lehnten den Schlichterspruch ab – verglichen mit den Urabstimmungen anderer
Gewerkschaften in den letzten Jahren eine fette Backpfeife für Tarifkommission und
Bundesvorstand. Und zwar eine umso größere als das der BuVo das Informationsmonopol über die
„Tarifinformationen“ zur Schlichtung verfügte und die bürgerlichen Medien in diesem Sinne
trommelten. Selbst unter diesen Bedingungen stimmte fast die Hälfte gegen den Abschluss.

3. Scheitern, Urabstimmung, Schlichtung, Urabstimmung?!

Überhaupt, dieses Schlichtungsverfahren. Warum wurde sich auf ein Verfahren eingelassen, dass
die DB vorschlägt, nachdem sie alles daran gesetzt hatte, die Verhandlungen zu sabotieren und zum
Scheitern zu bringen? Allerspätestens hier war das Verständnis an der Basis für die Taktik von BuVo
und Tarifkommission weg.

Begründet wurde die Teilnahme an der Schlichtung anstelle einer direkten Urabstimmung über
einen Erzwingungsstreik unter anderem mit dem Argument, den öffentlichen Diskurs auf unsere
Seite zu ziehen. In Wirklichkeit ist genau das Gegenteil eingetreten. Das stetige Nachgegeben
gegenüber dem Vorstand hat ihm und den Medien geholfen, das Ergebnis in ihrem Sinn zu deuten.
Zweitens wäre es in einem Erzwingungsstreik auch möglich gewesen, eine eigene
Gegenöffentlichkeit zu schaffen und die öffentliche Meinung zu beeinflussen – und zwar, indem an
Bahnhöfen und mit Unterstützung der anderen DGB-Gewerkschaften oder auch der Klimabewegung
die Relevanz hoher Löhne für einen funktionierenden Bahnbetrieb in den Mittelpunkt gestellt wird
und klar gemacht wird, dass höhere Löhne nicht durch höhere Fahrpreise erkauft werden sollen,
sondern in dem vom Bund mehr Geld in die Bahn kommt und Seilers und Lutzens Gehalt
zusammengestrichen wird!

Keine Gewerkschaft darf ihre Kämpfe danach ausrichten, was die Medien von ihnen hält. Eine EVG,
die ihren Kampf richtig führt, die wird eben von FAZ bis Bild gehasst!

4. Transparenz vs. Schönreden

Mit dem Urabstimmungs-Schlichtungs-Hin-und-Her landen wir beim Thema Transparenz im
Allgemeinen. Kein Vergleich zu 2020, wo in einer Nacht- und Nebelaktion mit dem Konzern ein
Kündigungsschutz mit einer Nullrunde erkauft wurde, um später das Erreichte der GDL
nachgetragen zu bekommen. Und trotzdem: Die TR23 ging schon durchwachsen los (die
Tarifwerkstätten waren längst nicht allen zugänglich; die Online-Befragung enthielt keine
Abstimmungsoption zur Laufzeit; und wer sitzt eigentlich für mich in der Tarifkommission?).

Dann gab es zwei Warnstreiks, bei keinem wurde verständlich erklärt, warum eigentlich nur einen
halben Tag gestreikt wird, obwohl die Stimmung für einen ganztägigen war. Und dann: Der 50-
Stunden-Streik, den es niemals gab. Das Frankfurter Arbeitsgericht kassierte ihn mit einem
Vergleich. Diese Niederlage wurde nicht ehrlich eingestanden. An sich wäre das kein Problem
gewesen. Es hätte klar gemacht werden müssen, dass Konzern und Staat einen kapitalen Angriff auf
das Streikrecht verübt haben und die EVG vor der Wahl stand, sich auf den Vergleich einzulassen
oder eine Niederlage vor dem Arbeitsgericht zu riskieren. Eine kämpferische und demokratische
Gewerkschaftsführung hätte die Mitgliedschaft aber darauf vorbereiten und im Voraus ein Mandat
für das weitere Vorgehen einholen müssen. Trotzdem hätte hier zügig das Scheitern der



Verhandlungen erklärt und eine Urabstimmung eskaliert werden können. Stattdessen wurde der
abgesagte Streik zu einem Sieg in der Mindestlohnfrage umgedeutet und zäh weiter verhandelt, und
verhandelt, und verhandelt, und es machte sic breit:

5. Das Gefühl, gar nicht richtig gekämpft zu haben

Die Taktik der DB war eindeutig auf Sabotage, gerichtliche Angriffe und Verzögerungen zu setzen.
Die EVG-Spitze hat sich dieser Taktik gefügt und weitgehend als Bittstellerin agiert. Lediglich zwei
halbe Warnstreiks fanden statt. Die Stimmung vor dem 50-Stunden-Streik war gut und ließ hoffen.
Spätestens nach dem Frankfurter Urteil hätte der Fokus auf der Vorbereitung eines unbefristeten
Erzwingungsstreiks liegen müssen. Doch der Verhandlungsführer Loroch wurde nicht müde zu
sagen: „Lösungen gäbe es nur am Verhandlungstisch.“ Und hier bestimmten Seiler und der Konzern
das Tempo.

Zurück bleibt das verbreitete Gefühl, das wir mehr hätten erreichen können – und mit wir ist die
einfache Mitgliedschaft in den Betrieben gemeint. Das 48 % mit NEIN gestimmt haben ist nicht
einfach nur die Ablehnung des Schlichterspruchs. Es muss auch eine Bereitschaft zu kämpfen darin
gesehen werden, die auch trotz eines zähen Vierteljahrs noch da war – oder gerade deswegen.

Schwierig wäre der Kampf sicher geworden, in manchen Betrieben ist der Organisationsgrad nicht
hoch, hätte durch einen gut geführten Streik aber auch deutlich gehoben werden können. Aber,
schwierig wäre es auch deshalb geworden, weil der BuVo selbst ja gar keinen Bock auf einen
Erzwingungsstreik hatte. Er empfahl die Annahme des Schlichtungsergebnisses mit den Worten:

6. „Friss oder stirb!“

Auf eine immer ärmer gewordene Transparenz folgte eine demagogische Note. Wenn abgelehnt
wird, dann müsse von vorne angefangen werden, alles auf Null, alles verloren. Mit dieser
Perspektive, die suggeriert, dass das alles ist, was drin war, kann natürlich auch nicht mehr
erstreikt werden. Dabei hätte eine gewisse Streikschwäche (auch der Streikkasse) dadurch
ausgeglichen werden können, die Komplexität des Bahnbetriebs auszunutzen, beispielsweise durch
einen Clusterstreik: Heute Ost und Süd und West, Morgen Mitte, Nord und Süd-Ost. Der Fahrplan
verträgt so was nicht. Aber das nur als ein Beispiel. Die größte Schlagkraft wird gespürt, wenn
überall zu jeder Zeit gestreikt wird, es täglich Streikversammlungen gibt, die selbst entscheiden, wie
es weitergeht. Darauf aufbauend braucht es eine zentrale, von Delegierten der
Streikversammlungen gewählte Streikleitung, die den gesamten Kampf koordiniert und sicherstellt,
dass der Streik überall unterstützt wird. Damit hätte gewonnen werden können.

Weit davon entfernt, so zu kämpfen, wäre bei einem 75% – NEIN durchaus die Gefahr da gewesen,
dass die DB ein Exempel an uns statuiert hätte, indem sie den Streik mit allen Mitteln bekämpft
hätte. Seiler ist das zuzutrauen. Und der EVG-Vorstand-Mehrheit leider auch, dass sie hier willig
eingeknickt wäre. Sie will „Sozialpartner“ sein, eine Niederlage wäre vielleicht nicht nur als
unvermeidbar in Kauf genommen worden, sondern als Argument dafür genutzt worden zu sagen:
„Besser, ihr hört beim nächsten Mal auf uns, wenn wir eine Empfehlung abgeben!“

7. Ein Riss geht durch die Gewerkschaft – gut so!

Dafür, dass BuVo und geschäftsführender Vorstand alle Kommunikationskanäle (die aber halt nicht
so gut sind) in der Hand hat, konnte für ein NEIN (zu dem auch wir aufriefen) gut mobilisiert
werden. In der Presse wurde bereits von einer zerrissenen Gewerkschaft gesprochen, Claus
Weselsky bezeichnete die EVG mal wieder als „Trümmertruppe“.



Aber sehen wir es mal von dieser Seite: Es ist gelungen, eine Debatte in einer bisher relativ sicher
und bürokratisch kontrollierten Gewerkschaft zu führen. Betriebsgruppen(-vorstände) hauten
Aufrufe zum NEIN raus. Ohne eine große Unzufriedenheit und einen Druck, der anfängt, sich seine
Kanäle zu suchen, wäre das nicht möglich gewesen. Und natürlich ist da der Druck einer anderen
Gewerkschaft. Im Vergleich zur IG Metall etwa hat die EVG kein Monopol im Bahnsektor, die GDL
spielt mindestens im Hinterkopf bei allen Erwägungen der EVG-Spitze eine Rolle. Was hier Dynamik
brachte, ist mittelfristig jedoch nur schädlich. Wir sind davon überzeugt, dass die Spaltung zuerst
der DB und zudem den Führungen von GDL und EVG nutzt, sie können auf die anderen zeigen und
mit unterschiedlichen Begründungen sagen: „Wir sind nicht so wie die.“

Die Spaltung schadet uns nicht nur in den getrennt geführten Tarifauseinandersetzungen. Sie
schadet uns noch viel mehr, wenn es darum geht, eine drohende „Bahnreform 2.0“, die
Zerschlagung und weitere Privatisierung zu verhindern. Die GDL-Führung steht hier auf Seiten der
Regierung und der privaten Bahnunternehmen, die EVG-Spitze ist zwar dagegen, einen Kampfplan
zur Mobilisierung und zum Vollstreik gegen diesen Generalangriff hat sie aber auch nicht.

Der Riss der jetzt durch den EVG-Apparat bis runter zur Basis geht, ist nicht deckungsgleich mit
dem JA / NEIN – Verhältnis. Es gibt auch die, die mit JA gestimmt haben und die Art und Weise, wie
diese Tarifrunde lief, trotzdem bescheiden bis beschissen fanden. Es ist ein Riss in dem die Frage
klafft: Wie und wofür wollen wir eigentlich kämpfen. Zentral damit verbunden ist die Frage:

8. Sozialpartnerin oder Kampforganisation?

Was soll die EVG sein? Kristian Loroch betont, es brauche Zeit die brüchig gewordene
Sozialpartnerschaft mit der DB (von der im Übrigen auch die GDL spricht) wieder zu kitten. Aber
wofür? Für Seiler und Lutz bedeutet Sozialpartnerschaft einen nützlichen Trottel (die Vorstände der
Gewerkschaften) zu haben, der den Beschäftigten Kröten verkauft. Die Zeit der Sozialpartnerschaft
ist vorbei, und der Konzern weiß das. Die Inflation, die kaputte Infrastruktur, die roten Zahlen, das
eigene Vorstandsgehalt, die viel zu geringe Kohle von Volker Wissing – das alles lässt kaum
Spielraum.

Er wird nur durch gut geführte Kämpfe vergrößert. Anstatt irgendein Vertrauen mit Martin Seiler
wieder herzustellen, für das der sich innerlich kaputt lacht. Vielmehr sollten wir uns auf uns selbst
konzentrieren; bilanzieren, diskutieren und aufstellen für das, was da alles kommt: die Tarifrunde
unserer Kolleg:innen bei der GDL, eine Umstrukturierung bis möglicher Zerschlagung des Konzerns,
die Tarifrunde 2025…Scheiß auf Sozialpartnerschaft, werde Kampforganisation, EVG!

9. Austreten, wechseln, oder was?

Die Stimmung in der EVG reicht von ganz zufrieden mit dem Ergebnis bis hin zu Resignation und
Austritt.

Unterdessen leckt der Vorstand auf seine Weise Wunden. Die Hans-Böckler-Stiftung soll eine Studie
machen und rausfinden, was (aus Sicht des Hauptamtes?) falsch lief. Bestimmt wird man zu dem
Schluss kommen, dass die Verhandlung mit 50 Unternehmen gleichzeitig einfach zu viel war und
dass die Kommunikation nicht rund lief, viele Kolleg:innen nicht nachvollziehen konnten, was gerade
Phase war.

Und darüber hinaus?

Wir denken statt einer Studie braucht es jetzt die Debatte in der Mitgliedschaft der EVG über eine
Neuausrichtung der EVG: Direkt gewählte Gremien, die jederzeitig wähl- und abwählbar sowie



rechenschaftspflichtig sein müssen und wo Gewerkschaftsfunktionäre nicht mehr verdienen dürfen
als einen durchschnittlichen Facharbeiter:innenlohn, von der Basis direkt geführte und kontrollierte
Kämpfe, einen breiten und demokratischen Prozess für die Forderungen für 2025 und einen
vorgezogenen Gewerkschaftstag, um Strukturen und Satzung zu ändern – es reicht jedoch nicht, nur
den Vorstand auszutauschen! Die Wahl der Delegierten zum Gewerkschaftstag muss nach offener
Diskussion in den Betriebsgruppen und unter den Kolleg:innen erfolgen. Wir müssen die
Gewerkschaft von Grund auf ändern. Statt formal demokratischer, in Wirklichkeit aber von der
Bürokratie dominierter Strukturen, brauchen wir eine Gewerkschaft, in der die Mitglieder das Sagen
haben.

Wir brauchen einen Kampfplan gegen eine Bahnreform 2.0 genauso wie ein „Weiter-So!“ mit dem
DB Konzern – wir sind für eine einzige staatliche Bahn!

Rechenschaftspflicht, Wähl- und Abwählbarkeit durch die Mitglieder muss alle Gremien einer
kämpferischen Gewerkschaft auszeichnen. Tarifkommissionen und Streikleitung müssen gewählt
und abwählbar sein.

Am Wichtigsten ist uns jedoch ganz unmittelbar einen gemeinsamen Kampf aller Eisenbahner:innen
zu haben. Wenn ab November die Tarifrunde der GDL bei der Bahn startet, dann ist das richtige
Signal in Richtung der Kolleg:innen der GDL, dass sich die EVG hier solidarisch zeigt. Und wenn es
so war, dass GDL-Kolleg:innen bei der EVG hätten mitstreiken dürfen – dann gilt dass doch
umgekehrt genauso, oder, EVG-Apparat?

Die Spaltung zwischen unseren Gewerkschaften, das gegeneinander Schießen – wir sind es Leid!
Wer ist den eigentlich der Gegner? Die andere Gewerkschaft oder der Konzern? Wir sind davon
überzeugt, dass ein gemeinsamer Kampf mit gemeinsamen, direkt von der Basis entwickelten
Forderungen uns mehr, viel mehr bringt als dieses ganze „Wer ist die geilere Gewerkschaft?“
Strukturell sind beide ähnlich undemokratisch und eng mit dem Konzern. Beide müssen neu
ausgerichtet werden. Ohne Druck aus der Basis wird es weder eine Zusammenarbeit beider
Gewerkschaften geben, noch eine Vereinigung aller Eisenbahner:innen (und Verkehrsbeschäftigten)
in einer Gewerkschaft, in der wir selbst die Hebel in der Hand haben.

Einfach nur austreten oder abseits stehen und kritisieren wird nichts ändern, es ist ein Abwarten
darauf, dass die Gewerkschaften irgendwann besser werden und ein Vermeiden von anstrengender
Arbeit…

Wenn ihr diese Ansätze gut findet und unsere Bilanz teilt, dann tretet mit uns in Kontakt, teilt sie,
bringt sie in Eure Betriebe ein und kommt zum Bahnvernetzungstag am 21. / 22. Oktober in Berlin.
Kontakt unter: info@bahnvernetzung.de
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